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Vorwort 

Das Thema einer gerechten Besteuerung der Familie scheint noch nicht 
ausgeschrieben zu sein. Die Politik wendet sich fragend den Steuerwis-
senschaften zu. Sie erhält jedoch aus der interdisziplinären Diskussion wi-
dersprüchliche Ratschläge. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts zur Familienbesteuerung und zum Grundfreibetrag entwirft ebenso 
nicht in jeder Hinsicht eine klare konzeptionelle Linie. Die vorliegende 
Arbeit versucht zum einen zu einer klaren, den Wertsetzungen des Grund-
gesetzes folgenden Lösung zu fmden, zum anderen interdisziplinäre 
Standpunkte zu beleuchten und die Besteuerung der Familien im Ausland 
mitzuberücksichtigen. Es war dem Verfasser ein besonderes Anliegen, 
zwischen der Besteuerung unverheirateter Paare und derjenigen von 
Ehegatten gedanklich zu vermitteln. 

Die Arbeit ist im Wintersemester 1992/93 von der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Universität zu Köln als Dissertation angenommen wor-
den. Sie wurde angeregt und betreut von Herrn Prof. Dr. Joachim Lang, 
der mir die Augen für die verschiedensten Aspekte des Themas geöffnet 
hat. Ihm danke ich nachdrücklich rUr die Gewährung des Freiraumes für 
diese Schrift. Herrn Prof. Dr. Klaus Tipke, der freundlicherweise die Auf-
gabe der Zweitbegutachtung übernahm, bin ich dankbar verbunden. 

Es ist mir eine besondere Ehre, daß die Herren Professoren Dr. Joa-
chim Lang und Dr. Jens Peter Meincke als Herausgeber der "Schriften 
zum Steuerrecht" sich entschlossen haben, die Arbeit in diese Schriften-
reihe aufzunehmen. Mein Dank gilt schließlich auch meinen Eltern, die 
mich während der Promotion fortwährend unterstützt und ermutigt haben. 
Ihnen und meinem Freund Joachim Schabacker ist diese Arbeit gewidmet. 

Das Manuskript wurde Ende Juli des Jahres 1992 abgeschlossen. Der 
Grundfreibetragsbeschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 25.9.1992 
und die daraufhin getroffene Übergangsregelung des Bundesministeriums 
der Finanzen konnten noch nachträglich eingearbeitet werden. Ferner ist 
eine englische Übersetzung der Ergebnisse der Arbeit angefügt worden. 

Köln, im April 1993 Wolfgang Lingemann 
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1. Kapitel 

Grundlegung 

A. Einleitung 

Das Ziel dieser Arbeit ist es, die gerechte Besteuerung der Familie im 
Kontext eines Steuersystems zu entfalten, das hauptsächlich die Einkom-
mensteuer auf ein Konzept eines verwendungsorientierten Einkommensbe-
griffes stützt: 

Neuen Auftrieb erhielt die Diskussion um die Grundfesten der Einkom-
mensbesteuerung der Familie durch die Beschlüsse des Bundesverfas-
sungsgerichts vorn Sommer 1990 zur realitätsgerechten Berücksichtigung 
des Existenzminimums von Kindern im Steuerrecht.! Seitdem ist von 
steuer juristischer Seite die Gerechtigkeitsfunktion der Einkommensteuer-
bemessungsgrundlage im Gegensatz zu Steuerabzugsbeträgen und Tariflö-
sungen immer deutlicher eingefordert worden. Die Begründung der Be-
schlüsse des Bundesverfassungsgerichts öffnet den Weg zu einern konse-
quent von der Verwendungsseite her betrachteten Begriff des disponiblen 
Einkommens als Bemessungsgrundlage des Steuereingriffs, der von immer 
mehr Ökonomen bestätigt, aber auch von einer Minderheit kritisiert wor-
den ist.2 

Es soll versucht werden, auch den kritischen ökonomischen Standpunkt 
näher zu beleuchten. Die Ansicht dieser Minderheit ignoriert hartnäckig, 
daß zumindest das subjektive Familiennettoprinzip die Schwelle zu einer 
rechtlichen Institution gegenwärtig überschreitet. Stattdessen wird der 
überkommene kapitalorientierte Markteinkommensbegriff favorisiert, der 
keine persönlichen Abzüge von der Steuerbemessungsgrundlage vorsieht 

BVerfGE 82, 60; 82, 198. 

P. Bareis, DStR 1991, ll64 ff. Wld 1399 ff. Wld 1434 ff.; FR 1991,405; 
ferner zur BehandlWlg von Privatausgaben StuW 1991,38. 
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und deshalb in krassem Widerspruch zu den rechtlichen Wertungen steht, 
die Im die Einkommensteuer Verbindlichkeit erlangen. 

In der öffentlichen Diskussion steht mittlerweile nahezu das gesamte 
Konglomerat der persönlichen Abzüge bei der Einkommensteuer. Dies ist 
ein Zeichen des sich in Deutschland immer mehr verfestigenden subjekti-
ven Nettoprinzips. Auf dieser Basis soll in dieser Arbeit auch der Ver-
gleich mit den wesentlichen Eigenschaften der Familienbesteuerung ande-
rer europäischer Länder geführt werden. Vor allem der zukünftige EG-
Partner Österreich vollzieht gegenwärtig offenbar ebenso eine Reform des 
Einkommensteuerrechts im Sinne einer Neugestaltung der Einkommen-
steuerbemessungsgrundlage, um die Familie vor Benachteiligung zu 
schützen. Daß nur die Renaissance klarer, strukturierter Regeln für Steuer-
recht und Sozialrecht zu einer akzeptablen Lösung führen kann, wird ver-
deutlicht werden. Mit dem in dieser Arbeit vorgeschlagenen Konzept des 
Familienrealsplittings einschließlich einer Einschränkung des gegenwärti-
gen tariflichen Ehegattensplittings zugunsten eines Ehegattenrealsplittings 
soll zugleich ein Prototyp einer gesamteuropäischen Lösung angeregt wer-
den. 

Daß das Steuerrecht nicht positivistisch als Experimentierfeld des Ge-
setzgebers verstanden werden darf, wie es die Auffassung der Mehrzahl 
deutscher Steuerjuristen ist, sondern als nach sachgerechten Regeln zu 
ordnendes System im Schnittpunkt der verschiedenen anderen Rechts-
gebiete steht, wird hier nachdrücklich unterstützt. Zwar ist die Besteue-
rung der Familie bereits Gegenstand einiger weiterer wissenschaftlicher 
Arbeiten gewesen; indessen scheint die Besteuerung der Familie gerade 
unter den neuen Gesichtspunkten rechtlicher Verfestigung, der Gegenkon-
trolle durch ökonomische Steuertheorie und der Schaffung eines für ein 
gemeinsames Europa vorbildlichen Reformansatzes von aktueller Brisanz. 
Die 1986 von Elanie Heldmann3 veröffentlichte Dissertation behandelt das 
Problem des Familienlastenausgleichs vorwiegend aus gesellschaftspoliti-
scher Anschauung und präferiert ein zusammengefaßtes Transfersystem 
für den Kinderlastenausgleich. Die steuerrechtliche Seite wird nur am 

Kinderlastenausgleich in der Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt am 
MainlNew York 1986. 
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Rande behandelt4; der inzwischen lebhaft diskutierte Komplex der Ehegat-
tenbesteuerung wird hingegen dort nicht zum Untersuchungsgegenstand 
gewählt. Starke Unterstützung erfahrt die volkswirtschaftliche Analyse 
ferner durch die Schrift von Franz-Ulrich WillekelRalph Onken5 zu 30 
Jahren monetärer Familienpolitik mit dem Vorschlag der Einführung von 
Kindergrundfreibeträgen und variablem Kindergeld. 

Ebenso haben die wissenschaftlichen Untersuchungen von Juristen das 
Thema noch nicht vollends ausgeschöpft. Die 1982 durch Hans-Joachirn 
Czub6 angestellte Gestaltungsüberlegung zur Abstimmung von Steuerrecht 
und Sozialhilfe kommt zu dem von der hier betonten Geltung des Subsi-
diaritätsgrundsatzes stark abweichenden Ergebnis, daß der Staat dem Bür-
ger zunächst etwas nehmen darf, was er mit der anderen Hand verpflichtet 
ist, ihm wieder auszuteilen.7 Gerhard Vorwold8 vertritt in seiner durch das 
amerikanische Recht inspirierten Abhandlung das dort praktizierte Aus-
laufenlassen von Steuerfreibeträgen für unvermeidbare Privataufwendun-
gen und spricht sich damit letztlich auch entgegen den richtungweisenden 
Beschlüssen des Bundesverfassungsgerichts für einen Verstoß gegen das 
Prinzip horizontaler Steuergerechtigkeit aus, den er mit Überlegungen 
vertikaler Steuergerechtigkeit zu rechtfertigen versucht. 9 

Vgl. E. Heldmann, Kinderlastenausgleich in der Bundesrepublik Deutschland, 
S.384. 

Allgemeiner Familienlastenausgleich in der Bundesrepublik Deutschland, 
FrankfurtlNew York 1990. 

VerfassungsrechtIiche Gewährleistungen bei der Auslegung steuerlicher Lasten, 
Berlin 1982. 

H.-J. Czub, VerfassungsrechtIiche Gewährleistungen bei der Auslegung steuer-
licher Lasten, Berlin 1982. 

Die Ehe- und Familienbesteuerung im Licht der US-amerikanischen Ver-
änderungen, Diss. 1990. 

Dies kann auch nicht durch die Feststellung verschleiert werden, es handle 
sich bei dem Vorschlag einer tariflichen Mehrbelastung der Besserverdienenden um 
eine Korrektur "nur" auf tariflicher Ebene bei im übrigen zutreffender Ausgestaltung 
der Bemessungsgrundlage (vgl. auch G. Vorwold, StuW 1992,264). Hiergegen ist zu 
sagen: "Es ist ... nicht zulässig, die Negation leistungsflihigkeitsmindernder Umstände 
in der Bemessungsgrundlage in eine vertikale Belastungsentscheidung des Gesetzge-
bers umzudeuten .... Daher sind auch Eltern höherer und höchster Markteinkommen 
auf eine niedrigere Einkommensstufe zu stellen als kinderlose Steuerpflichtige gleich 
hoher Markteinkommen", J. Lang, StuW 1990,331,347. Auf eine unzulässige Kor-
rektur der Bemessungsgrundlage Höherverdienender über den Umweg der Tarifent-
scheidung läuft der Vorschlag G. VorwohJs aber hinaus. 
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